
BVerfG, Beschluss vom 23.06.2010 - 2 BvR 2559/08, 2 BvR 105/09, 2 BvR 491/09

Ausführungen zum Grundsatz „keine Strafe ohne Gesetz“.

<77> 3. Für die Strafgerichte enthält der Satz „nulla poena sine lege“ Verpflichtungen in 
mehrfacher Hinsicht.
<78> a) Der Gesetzgeber und nicht der Richter ist zur Entscheidung über die Strafbarkeit 
berufen (vgl. BVerfGE 71, 108 <116>; 92, 1 <19>). Der Gesetzgeber hat zu entscheiden, 
ob und in welchem Umfang er ein bestimmtes Rechtsgut, dessen Schutz ihm wesentlich 
und notwendig erscheint, gerade mit den Mitteln des Strafrechts verteidigen will. Den 
Gerichten ist es verwehrt, seine Entscheidung zu korrigieren (BVerfGE 92, 1 <13>). Sie 
müssen in Fällen, die vom Wortlaut einer Strafnorm nicht mehr gedeckt sind, zum 
Freispruch gelangen und dürfen nicht korrigierend eingreifen (vgl.BVerfGE 64, 389 
<393> ). Dies gilt auch dann, wenn infolge des Bestimmtheitsgebots besonders gelagerte 
Einzelfälle aus dem Anwendungsbereich eines Strafgesetzes herausfallen, obwohl sie 
ähnlich strafwürdig erscheinen mögen wie das pönalisierte Verhalten. Es ist dann Sache 
des Gesetzgebers zu entscheiden, ob er die Strafbarkeitslücke bestehen lassen oder 
durch eine neue Regelung schließen will (BVerfGE 92, 1 <13>). Aus dem Erfordernis 
gesetzlicher Bestimmtheit folgt anerkanntermaßen ein Verbot analoger oder 
gewohnheitsrechtlicher Strafbegründung. Dabei ist „Analogie“ nicht im engeren 
technischen Sinn zu verstehen; ausgeschlossen ist vielmehr jede Rechtsanwendung, die - 
tatbestandsausweitend - über den Inhalt einer gesetzlichen Sanktionsnorm hinausgeht, 
wobei der mögliche Wortlaut als äußerste Grenze zulässiger richterlicher Interpretation 
aus der Sicht des Normadressaten zu bestimmen ist (stRspr, vgl.BVerfGE 71, 108 <115>; 
82, 236 <269>; 92, 1 <12>). 
<79> b) Dementsprechend darf die Auslegung der Begriffe, mit denen der Gesetzgeber 
das unter Strafe gestellte Verhalten bezeichnet hat, nicht dazu führen, dass die dadurch 
bewirkte Eingrenzung der Strafbarkeit im Ergebnis wieder aufgehoben wird. Einzelne 
Tatbestandsmerkmale dürfen also auch innerhalb ihres möglichen Wortsinns nicht so weit 
ausgelegt werden, dass sie vollständig in anderen Tatbestandsmerkmalen aufgehen, also 
zwangsläufig mit diesen mitverwirklicht werden (Verschleifung oder Entgrenzung von 
Tatbestandsmerkmalen; vgl.BVerfGE 87, 209 <229>; 92, 1 <16 f.>). 
<80> c) In Betracht kommt aber auch, dass bei methodengerechter Auslegung ein 
Verhalten nicht strafbewehrt ist, obwohl es vom Wortlaut des Strafgesetzes erfasst sein 
könnte. Auch in einem solchen Fall darf ein nach dem Willen des Gesetzgebers strafloses 
Verhalten nicht durch eine Entscheidung der Gerichte strafbar werden (vgl.BVerfGE 87, 
209 <224> m.w.N.). Vielmehr haben die Gerichte dies zu respektieren und 
erforderlichenfalls durch restriktive Auslegung eines weiter gefassten Wortlauts der Norm 
sicherzustellen (vgl.BVerfGE 82, 236 <270 f.>; 87, 399 <411>), im Ergebnis also 
freizusprechen. 
<81> d) Art. 103 Abs. 2 GG enthält zudem Vorgaben für die Handhabung weit gefasster 
Tatbestände und Tatbestandselemente. Die Gerichte dürfen nicht durch eine fernliegende 
Interpretation oder ein Normverständnis, das keine klaren Konturen mehr erkennen lässt, 
dazu beitragen, bestehende Unsicherheiten über den Anwendungsbereich einer Norm zu 
erhöhen, und sich damit noch weiter vom Ziel des Art. 103 Abs. 2 GG entfernen 
(vgl.BVerfGE 71, 108 <121>; 87, 209 <224 ff., 229>; 92, 1 <19> ). Andererseits ist die 
Rechtsprechung gehalten, verbleibende Unklarheiten über den Anwendungsbereich einer 
Norm durch Präzisierung und Konkretisierung im Wege der Auslegung nach Möglichkeit 
auszuräumen (Präzisierungsgebot). Besondere Bedeutung hat diese Pflicht bei solchen 
Tatbeständen, die der Gesetzgeber im Rahmen des Zulässigen durch Verwendung von 
Generalklauseln verhältnismäßig weit und unscharf gefasst hat. Gerade in 
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Fallkonstellationen, in denen der Normadressat nach dem gesetzlichen Tatbestand nur 
noch die Möglichkeit einer Bestrafung erkennen kann und in denen sich erst aufgrund 
einer gefestigten Rechtsprechung eine zuverlässige Grundlage für die Auslegung und 
Anwendung der Norm gewinnen lässt (vgl.BVerfGE 26, 41 <43>; 45, 363 <371 f.> ), trifft 
die Rechtsprechung eine besondere Verpflichtung, an der Erkennbarkeit der 
Voraussetzungen der Strafbarkeit mitzuwirken. Sie kann sich auch in über die allgemeinen 
Grundsätze des Vertrauensschutzes (vgl. dazuBVerfGE 74, 129 <155 f.>; 122, 248 
<277 f.>) hinausgehenden Anforderungen an die Ausgestaltung von 
Rechtsprechungsänderungen niederschlagen. 
<82> e) Bei der verfassungsrechtlichen Überprüfung, ob die Strafgerichte diesen aus 
Art. 103 Abs. 2 GG folgenden Vorgaben gerecht geworden sind, ist das 
Bundesverfassungsgericht nicht auf eine Vertretbarkeitskontrolle beschränkt. Der in 
Art. 103 Abs. 2 GG zum Ausdruck kommende strenge Gesetzesvorbehalt erhöht die 
verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Sowohl die Überschreitung der Grenzen des 
Strafgesetzes als auch die Konturierung und Präzisierung ihres Inhalts betreffen die 
Entscheidung über die Strafbarkeit und damit die Abgrenzung von Judikative und 
Legislative. Für die Klärung der insoweit aufgeworfenen Fragen ist das 
Bundesverfassungsgericht zuständig.
<83> Stützen die Gerichte insbesondere ihre Auslegung und Anwendung der Strafnorm 
auf ein gefestigtes Verständnis eines Tatbestandsmerkmals oder der Norm insgesamt, 
prüft das Bundesverfassungsgericht das Bestehen eines solchen gefestigten 
Verständnisses in vollem Umfang nach (vgl.BVerfGE 92, 1 <18>; 92, 1 <23 ff.> - abw. M.). 
Entsprechendes gilt, wenn die Strafbarkeit nach einer weit gefassten Norm mittels 
gefestigter komplexerer Obersätze eingegrenzt wird, wie sie etwa bei der Bildung von 
Fallgruppen und auf diese bezogene Spezifizierungen der Anforderungen der 
Strafrechtsnorm anzutreffen sind. Das Bundesverfassungsgericht prüft insoweit, ob die 
Gerichte bei Anwendung und Auslegung der Strafnorm bei den bislang entwickelten, die 
Norm konkretisierenden Obersätzen geblieben sind, gegebenenfalls ob sie diese im 
Rahmen der Strafnorm folgerichtig weiterentwickelt und ob sie sie der Würdigung des 
konkreten Falls zugrunde gelegt haben.
<84> Dagegen wird ein - gegebenenfalls in höchstrichterlichen Obersätzen - gefestigtes 
Normverständnis einer inhaltlichen Kontrolle durch das Bundesverfassungsgericht nur in 
dem Sinne unterzogen, dass es nicht evident ungeeignet zur Konturierung der Norm sein 
darf (vgl.BVerfGE 26, 41 <43> mit - nur verstärkendem - Hinweis darauf, dass die 
gefestigte Auslegung „allgemein anerkannt“ sei). Insoweit werden - ebenso wie hinsichtlich 
der Anwendung der gegebenenfalls durch Obersätze konturierten und präzisierten 
Strafnorm - grundsätzlich keine Fragen des Verfassungsrechts aufgeworfen. Die 
verfassungsgerichtliche Kontrolle strafgerichtlicher Entscheidungen am Maßstab des 
Art. 103 Abs. 2 GG berührt nicht die Verantwortung der Gerichte, namentlich des 
Bundesgerichtshofs, für die Auslegung und Anwendung des Strafrechts.


